
Beratung bei Praxis- und Unternehmensnachfolge 

· Spezielle Rechts- und Steuerfragen

	Die nachfolgende Zusammenstellung von Rechtsprechungen und Verwaltungshinweisen zu speziellen Steuerfragen im Bereich Unternehmens- und Praxisnachfolge soll eine Arbeitshilfe für die Erstberatung und eine Recherchehilfe für die individuelle gutachterliche Beurteilung im jeweiligen Beratungsfall sein. Die Anordnung erfolgt in zeitlicher Reihenfolge, wobei jeweils die neuesten Quellen hinten stehen. Das bedeutet keine Stellungnahme zur aktuellen Rechtslage oder dass ein neueres Urteil „besser“ oder aktueller ist als ein älteres: Wie jeder Fachmann weiß, kann ein Finanzgerichtsurteil jederzeit durch eine BFH-Rechtsprechung überholt sein und ein BFH-Urteil durch eine Verwaltungsregelung (Nichtanwendungserlass) oder auch durch eine rückwirkende Gesetzesänderung im konkreten Anwendungsfall nicht anwendbar sein.

Weitere speziell branchenbezogenen Fragen findet man unter Branchen z.B. für Ärzte und Gesundheitswesen.

	Für Korrekturen, ergänzende Hinweise und Anregungen sind die Autoren dankbar!


	Rechtsprechung 
	Tarifbegünstigte Aufgabe einer freiberuflichen Nebentätigkeit in geringem Umfang 

Die Fortführung einer freiberuflichen Nebentätigkeit steht der tarifbegünstigten Veräußerung einer Praxis nicht entgegen, wenn diese Nebentätigkeit nur in geringem Umfang ausgeübt worden ist.
	BFH, Urt. v. 07.11.1991 – IV R 14/90, Lexinform Dok-Nr. 0101533

	Rechtsprechung 
	Veräußert ein Tierarzt seine „Großtierpraxis“ unter Zurückbehaltung der „Kleintierpraxis“, so handelt es sich nicht um eine Teilbetriebsveräußerung i.S.d. § 18 Abs. 3 EStG.
	BFH, Urt. v. 29.10.1992 – IV R 16/91, Lexinform Dok-Nr. 0102750

	Rechtsprechung 
	1. Seit Inkrafttreten des BiRiLiG stellt auch der anlässlich der Gründung einer Sozietät aufgedeckte Praxiswert ein abnutzbares Wirtschaftsgut dar (Änderung der Rechtsprechung). 

2. Wegen der weiteren Mitwirkung des bisherigen Praxisinhabers ist typisierend davon auszugehen, dass die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer eines derivativ erworbenen „Sozietätspraxiswerts“ doppelt so lang ist wie die Nutzungsdauer des Werts einer Einzelpraxis.
	BFH, Urt. v. 24.02.1994 – IV R 33/93 

	Rechtsprechung 
	Berät ein Veräußerer eine freiberufliche Praxis nach der Veräußerung früherer Mandanten auf Rechnung und im Namen des Erwerbers, so steht das der Anwendung der §§ 18 Abs. 3, 34 EStG auf den Veräußerungsvorgang nicht entgegen. Entscheidend ist, dass der Veräußerer die wesentlichen wirtschaftlichen Grundlagen der Praxis einschließlich des Mandantenstamms zivilrechtlich und wirtschaftlich auf den Erwerber überträgt.
	BFH, Urt. v. 18.05.1994 – I R 109/93, Lexinform Dok.-Nr. 0109850

	Rechtsprechung
	1. Der mit der Vertragsarztzulassung verbundene wirtschaftliche Vorteil stellt ein nicht abnutzbares immaterielles Wirtschaftsgut dar. 

2. Die Einzelveräußerbarkeit ist keine Voraussetzung für ein Wirtschaftsgut. 

3. Das Wirtschaftsgut besteht nicht in der öffentlich-rechtlichen Zulassung als solcher, sondern in der damit verbundenen wirtschaftlichen Chance. Insoweit ist zu differenzieren wie bei der Beurteilung von Güterfernverkehrsgenehmigungen.
	FG Niedersachsen, Urt. v. 28.09.2004 – 13 K 412/01

	Verfügung
	Vertragsarztzulassung als immaterielles Wirtschaftsgut
	OFD Koblenz, Vfg. v. 12.12.2005 – S-2134a

	Rechtsprechung
	Der Betrieb einer Arztpraxis, die sich besonderer Behandlungsmethoden (Naturheilverfahren, chinesische Medizin u.Ä.) bedient, stellt keine wesensmäßig unterschiedliche Tätigkeit im Verhältnis zu einer ansonsten üblichen Allgemeinarztpraxis dar, so dass kein steuerbegünstigter Veräußerungsgewinn vorliegt, wenn eine bisher hauptsächlich Kassenpatienten behandelnde Allgemeinmedizinerin ihre Praxis verkauft und innerhalb von drei Monaten am selben Ort eine Praxis für Naturheilkunde eröffnet hat.
	FG Saarland, Urt. v. 30.03.2006 – 1 K 401/02 

	Verwaltungsanweisung
	Steuerliche Behandlung der Einbringung freiberuflicher Praxen; Checklisten zu § 24 UmwStG
	FinMin Mecklenburg-Vorpommern, Erlass v. 23.11.2006 – IV 301 – S-1978d – 2/01

	Rechtsprechung
	Haftung des Praxiserwerbers für Fehler des Veräußerers – vertraglich ausschließen
	OLG Thüringen, Urt. v. 13.02.2008 – 7 U 147/07, rkr. durch BGH-Beschluss, DStR 2011, 1147

	Rechtsprechung
	Höherer Ansatz der Einbringungswerte in der Eröffnungsbilanz der aufnehmenden GbR als rückwirkendes Ereignis für den Einbringenden bei Einbringung einer Einzelpraxis
	FG Düsseldorf, Urt. v. 14.03.2008 – 2 K 2106/06 E

	Verwaltungsanweisung
	Steuerliche Behandlung des Erwerbs kassenärztlicher Zulassungen
	OFD Münster, Verwaltungsanweisung v. 11.02.2009 – S-2172 - 152 - St 12 - 33

	Rechtsprechung
	Bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG sind die Anschaffungskosten eines Gesellschafters für den Erwerb seiner mitunternehmerischen Beteiligung in einer steuerlichen Ergänzungsrechnung nach Maßgabe der Grundsätze über die Aufstellung von Ergänzungsbilanzen zu erfassen, wenn sie in der Überschussrechnung der Gesamthand nicht berücksichtigt werden. 

Ein entgeltlicher Erwerb einer mitunternehmerischen Beteiligung, der zur Aufstellung einer Ergänzungsrechnung führen kann, liegt aus der Sicht des Erwerbers auch vor, wenn der bisherige Einzelinhaber seinen freiberuflichen Betrieb in eine neu gegründete GbR einbringt und der andere Gesellschafter für seinen zukünftigen Anteil an der Gesellschaft eine Zuzahlung in das Privatvermögen des ehemaligen Einzelinhabers erbringt.
	BFH, Urt. v. 24.06.2009 – VIII R 13/07

	Rechtsprechung
	Bringt ein Freiberufler seine Praxis in eine neu entstehende GbR zu Buchwerten gegen Gesellschaftsanteile ein und leistet der andere Gesellschafter eine Bareinlage in das Gesellschaftsvermögen, so kann dieser Vorgang als Buchwerteinbringung gem. §24 Abs. 2 UmwStG ohne Realisierung eines Einbringungsgewinns vollzogen werden.
	FG Köln, Urt. v. 17.03.2010 – 12 K 4494/07

	Rechtsprechung
	Der Goodwill einer freiberuflichen Praxis ist als immaterieller Vermögenswert grundsätzlich in den Zugewinnausgleich einzubeziehen. 

Bei der Bemessung eines solchen Goodwill ist im Rahmen der modifizierten Ertragswertmethode ein Unternehmerlohn abzusetzen, der sich an den individuellen Verhältnissen des Inhabers orientiert. 

Die stichtagsbezogene Bewertung einer Inhaberpraxis im Zugewinnausgleich setzt eine Verwertbarkeit der Praxis voraus. Deswegen sind bereits bei der stichtagsbezogenen Bewertung dieses Endvermögens latente Ertragssteuern abzusetzen, und zwar unabhängig davon, ob eine Veräußerung tatsächlich beabsichtigt ist. 

Die Berücksichtigung eines Goodwills im Zugewinnausgleich verstößt nicht gegen das Doppelverwertungsverbot, weil er den am Stichtag vorhandenen immateriellen Vermögenswert unter Ausschluss der konkreten Arbeitsleistung des Inhabers betrifft, während der Unterhaltsanspruch auf der Arbeitsleistung des Inhabers und weiteren Vermögenserträgen beruht.
	BGH, Urt. v. 09.02.2011 – XII ZR 40/09

	Rechtsprechung
	Eine tarifbegünstigte Praxisvergrößerung liegt nicht vor, wenn das Entgelt lediglich für den Verzicht des bisherigen Praxisinhabers auf seine Kassenzulassung gezahlt wird, ohne dass der Erwerber die Praxis fortführt. 

Eine steuerbegünstigte Praxisveräußerung und -aufgabe setzt voraus, dass der bisherige Praxisinhaber die freiberufliche Tätigkeit in dem bisherigen örtlichen Wirkungskreis wenigstens für eine gewisse Zeit einstellt. Das ist nicht der Fall, wenn der veräußernde, bisher nur operativ tätige Orthopäde gleichzeitig mit der Veräußerung/Aufgabe der alten Praxis in unmittelbarer Nähe eine neue Praxis eröffnet, in der er in geringerem Umfang Operationen durchführt und die Patienten hauptsächlich klassisch orthopädisch behandelt.
	FG Hamburg, Urt. v. 05.04.2011 – 6 K 191/10

	Rechtsprechung
	Praxiseinbringung in das Sonderbetriebsvermögen einer Personengesellschaft
	BFH, Beschl. v. 08.04.2011 – VIII B 116/10; EStG-Erlass-E v. 24.05.2011

	Anhängiges Verfahren zu Ratenzahlung mit nachgelagerter Versteuerung
	Bis 2010 hat die Finanzverwaltung noch aufgrund von Regelungen in den Einkommensteuerrichtlinien relativ großzügig Möglichkeiten eingeräumt, auch bei Kaufpreisratenzahlungen statt der Sofortversteuerung die Versteuerung erst mit Zufluss der einzelnen Raten zu wählen. Dieses Wahlrecht hat jedoch der Bundesfinanzhof in zwei Urteilen (v. 29.03.2007 – XI B 56/06, BFH/NV 2007, 1306 und v. 20.07.2010 – IX R 45/09, BStBl II, 969, allgemein anwendbar ab 01.11.2010) gekippt.
	Verfahren beim BFH anhängig (Az. X R 36/08 v. 21.10.2008 – ruht gemäß Beschl. v. 28.06.2011). In der Regel geht man von einer Dauer von mindestens zehn Jahren aus. In dem noch schwebenden Verfahren geht es um Ratenzahlungen, die über neun Jahre laufen. Laut Bundesfinanzhof in der aktuellen Rechtsprechung sind außerdem nur noch mehrjährige Ratenzahlungen dann überhaupt zur Verteilung zuzulassen, wenn sie der Versorgung des Verkäufers dienen.

	Rechtsprechung
	Vorteil aus der Zulassung als Vertragsarzt ist im Regelfall im Praxiswert einer Arztpraxis enthalten: Orientiert sich der für eine Arztpraxis mit Vertragsarztsitz zu zahlende Kaufpreis ausschließlich am Verkehrswert, so ist in dem damit abgegoltenen Praxiswert der Vorteil aus der Zulassung als Vertragsarzt untrennbar enthalten. Damit wird die Vertragsarztzulassung zusammen mit dem Praxiswert abgeschrieben.
	BFH, Urt. v. 09.08.2011 – VIII R 13/08; Vorinstanz FG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 09.04.2008 – 2 K 2649/07; BMF für allgemein anwendbar erklärt am 26.10.2011

	Rechtsprechung
	Beim Erwerb einer Vertragsarztpraxis ist neben dem erworbenen Praxiswert kein weiteres selbständiges immaterielles Wirtschaftsgut in Form des mit einer Vertragsarztzulassung verbundenen wirtschaftlichen Vorteils vorhanden. Dies gilt auch für die Übernahme sogenannter Abrechnungspunkte.
	FG Köln, Urt. v. 26.01.2012 – 6 K 4538/07

	ganzRechtsprechung
	Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG für nachträgliche Einkünfte

Die Aufgabebilanz ist auf den Zeitpunkt der Beendigung der betrieblichen Tätigkeit zu stellen, nicht auf den Zeitpunkt der jeweiligen Aufgabehandlung. Treten nach der Betriebsaufgabe noch steuerrelevante Ereignisse ein, so sind die sich daraus ergebenen nachträglichen Einkünfte zwingend in sinngemäßer Anwendung einer Einnahmenüberschussrechnung unter Berücksichtigung des Zu- und Abflussprinzips zu ermitteln.
	BFH, Urt. v. 23.02.2012 – IV R 31/09

	Rechtsprechung
	Steuerschulden aus Nachlassverbindlichkeiten

1. Die auf den Erben entsprechend seiner Erbquote entfallenden Abschlusszahlungen für die vom Erblasser herrührende Einkommensteuer des Todesjahres, einschließlich Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag, sind als Nachlassverbindlichkeiten gem. § 10 Abs. 5 Nr. 1 ErbStG abzugsfähig (Änderung der Rechtsprechung).

2. Bei einer Zusammenveranlagung von im selben Jahr verstorbenen Ehegatten sind Abschlusszahlungen für das Todesjahr analog § 270 AO aufzuteilen und als Nachlassverbindlichkeiten beim jeweiligen Erwerb von Todes wegen abzugsfähig.
	BFH, Urt. v. 04.07.2012 – II R 15/11, PM Nr. 60/12 v. 22.08.2012

	Rechtsprechung
	Im Unternehmenskaufvertrag vereinbartes Wettbewerbsverbot als Umsatz im Rahmen einer Geschäftsveräußerung – Fehlende Weiterführung des Namens des übernommenen Unternehmens unschädlich 

1. Zu den „Umsätzen im Rahmen einer Geschäftsveräußerung“ i.S.v. § 1 Abs. 1a Satz 1 UStG zählen alle in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Veräußerungsvorgang bewirkten Einzelleistungen. 

2. Das in einem Unternehmenskaufvertrag betreffend einen ambulanten Pflegedienst vereinbarte Wettbewerbsverbot kann als Umsatz im Rahmen einer Geschäftsveräußerung nicht steuerbar sein.
	BFH, Urt. v. 29.08.2012 – XI R 1/11; Vorinstanz FG Münster, Urt. v. 07.12.2010 – 15 K 2529/07

	Rechtsprechung
	Aufwendungen für die Facharztausbildung des als Nachfolger vorgesehenen Sohnes  

1. Aufwendungen eines Facharztes für die Facharztausbildung seines Sohns, der als sein Nachfolger unentgeltlich in eine GbR eintreten soll, sind keine Sonderbetriebsausgaben, wenn eine solche Ausbildung einem fremden Dritten nicht gewährt worden wäre.  

2. Die Aufwendungen kommen auch nicht als Sonderbetriebsausgaben des Sohns in Betracht, wenn dieser während der Ausbildung noch nicht Gesellschafter war.
	BFH, Urt. v. 06.11.2012 – VIII R 49/10

	Rechtsprechung
	Betriebsveräußerung – schädliche Betriebsfortführung

Veräußerung Malerbetrieb: keine schädliche Betriebsfortführung des Restaurationsbetriebs durch archäologische Freilegung und Dokumentation von Wandbelägen
	FG Köln, Urt. v. 15.11.2012 – 10 K 1692/10

	Rechtsprechung
	Zurückbehaltung von Forderungen im Rahmen einer Praxiseinbringung i.S.d. § 24 UmwStG – Zeitliche Erfassung nachträglicher Einnahmen aus freiberuflicher Tätigkeit – Übergangsgewinnermittlung – Betriebsvermögen ohne aktiven Betrieb – Grundsatz der Gesamtgewinngleichheit –  Keine Abweichung gem. § 11 Abs. 2 und 3 FGO nach Wegfall der Zuständigkeit des „anderen Senats“   

1. Honorarforderungen eines Steuerberaters können als unwesentliche Betriebsgrundlagen bei einer Einbringung nach § 24 UmwStG zurückbehalten werden. 

2. Entnimmt der Steuerpflichtige die zurückbehaltenen Forderungen nicht ausdrücklich in sein Privatvermögen, verbleiben sie in seinem Restbetriebsvermögen. 

3. Die zur Ermittlung des Einbringungsgewinns erforderliche Übergangsgewinnermittlung erstreckt sich nur auf tatsächlich eingebrachte Wirtschaftsgüter. 

4. Ermittelte der Steuerpflichtige vor der Einbringung seiner Praxis den Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG, so sind die zurückbehaltenen Forderungen als nachträgliche Einnahmen aus freiberuflicher Tätigkeit nach § 24 Nr. 2 EStG im Zuflusszeitpunkt zu erfassen.
	BFH, Urt. v. 04.12.2012 – VIII R 41/09

	Rechtsprechung
	Erlöschen einer transmortalen Vollmacht

Erteilt ein Erblasser eine Vollmacht, die nach seinem Tod weiter gelten soll (transmortale Vollmacht), erlischt diese, wenn der Bevollmächtigte den Erblasser allein beerbt.
	OLG Hamm, Beschl. v. 10.01.2013 – 15 W 79/12, rkr., OLG Hamm, PM v. 08.04.2013

	Rechtsprechung
	Geltendmachung des Pflichtteils bei „Konfusion“
Ist der Pflichtteilsberechtigte der Alleinerbe des Verpflichteten, so bleibt trotz des zivilrechtlichen Erlöschens des Pflichtteilsanspruchs erbschaftsteuerrechtlich sein Recht zur Geltendmachung des Pflichtteils als Folge der Regelung in § 10 Abs. 3 ErbStG bestehen. Erklärt der Berechtigte in einem solchen Fall gegenüber dem Finanzamt, er mache den Anspruch geltend, ist dies erbschaftsteuerrechtlich unabhängig davon zu berücksichtigen, ob der Verpflichtete damit rechnen musste, den Anspruch zu Lebzeiten erfüllen zu müssen. Dies gilt jedenfalls dann, wenn der Pflichtteilsanspruch im Zeitpunkt der Mitteilung an das Finanzamt noch nicht verjährt ist.
	BFH, Urt. v. 19.02.2013 – II R 47/11

	Verfügung
	Überblick über die gängigen branchenspezifischen Bewertungsmethoden

(u.a. Steuerberater-, Rechtsanwalts- und Wirtschaftsprüferkanzleien, Architektur- und Ingenieurbüros, Arzt- und Zahnarztpraxen, Apotheken, Krankenhäuser, Pharma- und Biotechnologieunternehmen, Kfz-Zulieferer, Anlagenbauunternehmen, Brauereien, Energieversorger, Taxiunternehmen, Gastgewerbe, Einzel- und Großhandelsunternehmen, Finanzdienstleister, Banken, Versicherungsunternehmen, Leasingunternehmen)
	BayLfSt, Vfg. v. 28.02.2013 – S 3224.1.1 - 1/6 St 34

	Verfügung
	Vorsorgliche Option bei angenommener Geschäftsveräußerung

Wird nach Eintritt der Bestandskraft der Steuerfestsetzung für das Jahr des Vertragsabschlusses eine Geschäftsveräußerung im Ganzen durch das Finanzamt verneint, ist eine im Grundstücksvertrag enthaltene bedingte Option nach § 9 Abs. 1 UStG erst im Zeitpunkt des Bedingungseintritts erfolgt. Ist zu diesem Zeitpunkt die Steuerfestsetzung des Jahres des Vertragsabschlusses bereits bestandskräftig, liegt keine wirksame Option vor.
	OFD Frankfurt/Main, Rundvfg. v. 11.03.2013 – S 7198 A - 25 - St 111

	Rechtsprechung
	Gewinnermittlung bei Realteilung der Mitunternehmerschaft

Im Fall der Realteilung einer – ihren Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung ermittelnden – (freiberuflichen) Mitunternehmerschaft ohne Spitzenausgleich besteht keine Verpflichtung zur Erstellung einer Realteilungsbilanz nebst Übergangsgewinnermittlung, wenn die Buchwerte fortgeführt werden und die Mitunternehmer unter Aufrechterhaltung der Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung ihre berufliche Tätigkeit in Einzelpraxen weiterbetreiben.
	BFH, Urt. v. 11.04.2013 – III R 32/12

	Rechtsprechung
	Widerruf einer wechselbezüglichen Verfügung eines gemeinschaftlichen Testaments bei Testierunfähigkeit des anderen Ehegatten

Der Widerruf wechselbezüglicher Verfügungen in einem gemeinschaftlichen Testament kann auch gegenüber einem testierunfähigen Ehegatten erklärt werden. Es genügt der Zugang der notariell beurkundeten Widerrufserklärung an einen für den Aufgabenkreis der Vermögenssorge bestellten Ersatzbetreuer, auch wenn dieser ein Abkömmling des Erblassers ist.
	OLG Nürnberg, Beschl. v. 06.06.2013 – 15 W 764/13, DATEV Lexinform Dok.-Nr. 1584562

	Rechtsprechung
	Sachverständigenkosten zur Ermittlung des Grundstückswerts als Nachlassverbindlichkeit

Die Aufwendungen für die Erstellung eines Sachverständigengutachtens zum Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts eines zum Nachlass gehörenden Grundstücks sind als Nachlassverbindlichkeit abzugsfähig, wenn sie in engem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes wegen anfallen.
	BFH, Urt. v. 19.06.2013 – II R 20/12

	Rechtsprechung
	Grundstücksschenkung an ein Kind bei anschließender Weiterschenkung als Zuwendung an das Schwiegerkind

Überträgt ein Elternteil ein Grundstück schenkweise auf ein Kind und schenkt das bedachte Kind unmittelbar im Anschluss an die ausgeführte Schenkung einen Miteigentumsanteil an dem Grundstück an seinen Ehegatten weiter, ohne dem Elternteil gegenüber zur Weiterschenkung verpflichtet zu sein, liegt schenkungsteuerrechtlich keine Zuwendung des Elternteils an das Schwiegerkind vor.
	BFH, Urt. v. 18.07.2013 – II R 37/11

	Verwaltungsanweisung
	Übertragung eines einzelnen Wirtschaftsguts und Übernahme von Verbindlichkeiten innerhalb einer Mitunternehmerschaft (Anwendung § 6 Abs. 5 Satz 3 Nr. 2 EStG)

Unentgeltliche Übertragung eines Mitunternehmeranteils nach § 6 Abs. 3 EStG bei gleichzeitiger Ausgliederung von Wirtschaftsgütern des Sonderbetriebsvermögens nach § 6 Abs. 5 EStG
	BMF-Schreiben v. 12.09.2013 – IV C 6 - S-2241/10/10002, Anwendung BFH, Urt. v. 21.06.2012 – IV R 1/08; v. 19.09.2012 – IV R 11/12; v. 02.08.2012 – IV R 41/11

	Rechtsprechung
	Teilweise Rückzahlung des von einem Ehegatten gezahlten Einmalbeitrags für eine vom anderen Ehegatten abgeschlossene Rentenversicherung nach dessen Tod nicht erbschaftsteuerbar

Erhält ein Ehegatte vereinbarungsgemäß einen Teil des Einmalbeitrags, den er für eine vom anderen Ehegatten abgeschlossene Rentenversicherung gezahlt hatte, von dem Versicherungsunternehmen erstattet, weil der andere Ehegatte verstorben ist, bevor die geleisteten Rentenzahlungen die Höhe des Einmalbeitrags erreicht haben, unterliegt der Erstattungsbetrag nicht der Erbschaftsteuer.
	BFH, Urt. v. 18.09.2013 – II R 29/11 (Vorinstanz FG Düsseldorf, Urt. v. 23.03.2011 – 4 K 2354/08 Erb)

	Rechtsprechung
	Einbringung eines Betriebs in eine Personengesellschaft gegen ein sogenanntes Mischentgelt aus Gesellschaftsrechten und einer Darlehensforderung  

1. Bringt der Steuerpflichtige einen Betrieb in eine Mitunternehmerschaft ein und wendet er zugleich Dritten unentgeltlich Mitunternehmeranteile zu, sind auf diesen Vorgang die Vorschriften der § 6 Abs. 3 EStG und § 24 UmwStG nebeneinander anwendbar (gegen BMF-Schreiben v. 11.11.2011, BStBl I, 1314, Rdnr. 01.47, letzter Satz). 

2. Erhält der Steuerpflichtige im Rahmen der Einbringung seines Betriebs in eine Mitunternehmerschaft neben dem Mitunternehmeranteil auch eine Darlehensforderung gegen die Gesellschaft, schließt dies die Anwendung des § 24 UmwStG nicht aus; die Gutschrift auf dem Darlehenskonto ist jedoch als Entgelt anzusehen, das sich grundsätzlich gewinnrealisierend auswirken kann. 

3. Bei einer Einbringung eines Betriebs gegen ein sogenanntes Mischentgelt – bestehend aus Gesellschaftsrechten und einer Darlehensforderung gegen die Personengesellschaft – wird bei Wahl der Buchwertfortführung dann kein Gewinn realisiert, wenn die Summe aus dem Nominalbetrag der Gutschrift auf dem Kapitalkonto des Einbringenden bei der Personengesellschaft und dem gemeinen Wert der eingeräumten Darlehensforderung den steuerlichen Buchwert des eingebrachten Einzelunternehmens nicht übersteigt (gegen BMF-Schreiben v. 11.11.2011, BStBl I, 1314, Rdnr. 24.07).
	BFH, Urt. v. 18.09.2013 – X R 42/10

	Rechtsprechung
	Erbnachweisklausel in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen einer Sparkasse für unwirksam erklärt
	BGH, Urt. v. 08.10.2013 – XI ZR 401/12, PM Nr. 165/2013 v. 08.10.2013

	Rechtsprechung
	Freibetrag des § 16 Abs. 1 ErbStG gilt auch für Drittstaatenangehörige
	EuGH, Urt. v. 17.10.2013 – Rs. C-181/12

	Verwaltungsanweisung
	Ausübung einer Umsatzsteueroption bei angenommener Geschäftsveräußerung im Ganzen (§ 9 Abs. 1 UStG)
	BMF-Schreiben v. 23.10.2013 – IV D 3 - S 7198/12/10002, 2013/0954206

	Verwaltungsanweisung
	Bedarfsbewertung Grundvermögen ab 01.01.2009 für ErbSt/SchSt nach ErbStRG 2008

Rechts- und Datengrundlagen

Anzuwendende Bewertungsverfahren in Abhängigkeit von vorliegenden Daten des Gutachterausschusses Berlin (GAA): Regelungen für Berliner Grundstücke (Bedarfsbewertung ab 2009 – Stand: 17.02.2014)
	SenVerw f. Finanzen Berlin, Runderlass BewGrdV2009-Nr. 2 v. 20.02.2014 – III D - S 3015-1/2014-1

	Rechtsprechung
	Mit Grundgesetz ist vereinbar, dass auf bei Vererbung noch nicht fällige Stückzinsansprüche sowohl Erbschaftsteuer als auch Einkommensteuer erhoben wird
	BGH, Beschl. v. 07.04.2015 – 1 BvR 1432/10, HFR 2015, 695

	Rechtsprechung
	Die Übernahme der den Gesellschaftern (hier: einer KG) durch Anteilsübertragung entstehenden Kosten durch die Gesellschaft ist regelmäßig nicht betrieblich veranlasst. Die Aufwendungen sind daher Entnahme und nicht Betriebsausgabe der KG.
	BFH, Urt. v. 16.04.2015 – IV R 44/12, BFH/NV 2015, 1085

	Rechtsprechung
	Keine Begünstigung eines KG-Anteils bei Nießbrauchsvorbehalt und Rückbehalt der Stimmrechte durch den Schenker, da Beschenkter nicht Mitunternehmer wird
	FG Münster, Urt. v. 04.07.2013 – 3 K 1804/12 Erb; bestätigt durch, BFH v. 06.05.2015 – II R 35/13, BFH/NV 2015, 1412

	Rechtsprechung
	Verbilligter Erwerb einer Beteiligung als Arbeitslohn Der geldwerte Vorteil aus dem verbilligten Erwerb einer Beteiligung, der im Hinblick auf eine spätere Beschäftigung als Geschäftsführer gewährt wird, ist als Arbeitslohn zu berücksichtigen.
	BFH, Urt. v. 26.06.2014 – VI R 94/13

	Rechtsprechung
	Ausgestaltung der Steuerbemessungsgrundlage im Hinblick auf die Steuerbefreiungen für Betriebsvermögen, Betriebe der Land- und Forstwirtschaft und Anteile an Kapitalgesellschaften gem. § 19 Abs. 1 ErbStG in der im Jahr 2009 geltenden Fassung i.V.m. §§ 13a und 13b ErbStG ist teilweise verfassungswidrig
	BVerfG, Urt. v. 17.12.2016 – 1 BvL 21/12, BVerfGE 138, 136–255

	Rechtsprechung
	Die Übertragung von Vertragsarztpraxen berechtigt den Erwerber nur dann zu Absetzungen für Abnutzung (AfA) auf einen Praxiswert und das miterworbene Inventar, wenn Erwerbsgegenstand die gesamte Praxis und nicht nur eine Vertragsarztzulassung ist.
	BFH, Urt. v. 21.02.2017 – VIII R 7/14 und VIII R 56/14

	Rechtsprechung
	Zur tarifbegünstigten Veräußerung einer freiberuflichen Praxis und entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung hat der BFH (für den Fall eines Steuerberaters) entschieden:

1. Die tarifbegünstigte Veräußerung einer freiberuflichen Praxis (§ 18 Abs. 3 i.V.m. § 34 EStG) setzt voraus, dass der Steuerpflichtige die wesentlichen vermögensmäßigen Grundlagen seiner bisherigen Tätigkeit entgeltlich und definitiv auf einen anderen überträgt. Hierzu muss der Veräußerer seine freiberufliche Tätigkeit in dem bisherigen örtlichen Wirkungskreis wenigstens für eine gewisse Zeit einstellen. Wann eine „definitive“ Übertragung der wesentlichen Betriebsgrundlagen vorliegt, hängt jeweils von den Umständen des Einzelfalls ab. Eine starre zeitliche Grenze, nach der die Tätigkeit steuerunschädlich wieder aufgenommen werden kann, besteht nicht. Dementsprechend ist auch keine „Wartezeit“ von mindestens drei Jahren einzuhalten (Anschluss an BFH-Urteil vom 21.08.2018 - VIII R 2/15, BFHE 262, 380, BStBl II 2019, 64).

2. Grundsätzlich unschädlich ist es, wenn der Veräußerer als Arbeitnehmer oder als freier Mitarbeiter im Auftrag und für Rechnung des Erwerbers tätig wird. Auch eine geringfügige Fortführung der bisherigen freiberuflichen Tätigkeit steht der Annahme einer begünstigten Praxisveräußerung nicht entgegen (Anschluss an BFH-Urteil in BFHE 262, 380, BStBl II 2019, 64), und zwar auch dann nicht, wenn sie die Betreuung neuer Mandate umfasst (gegen BMF).
	BFH, Beschl. v. 11.02.2020 – VIII B 131/19, BFH/NV 2020, S. 507

	Rechtsprechung
	Erwerb eines Geschäftsanteils durch Pooltreuhänder - Schenkungsteuer im Managermodell
Veräußert ein Gesellschafter einem vorformulierten Vertragswerk entsprechend seinen Geschäftsanteil an einen Pooltreuhänder, der diesen bis zur Aufnahme eines neuen Gesellschafters treuhänderisch für die verbleibenden Gesellschafter hält, unterliegt der Vorgang bei den verbleibenden Gesellschaftern nicht der Schenkungsteuer.
	BFH, Urt. v. 06.05.2020 – II R 34/17

	Verwaltungsanweisung
	Steuervergünstigung nach § 16 Abs. 4 i.V.m. § 34 EStG bei Praxisveräußerung unter Fortführung der freiberuflichen Tätigkeit in geringem Umfang

Die Fortführung einer freiberuflichen Tätigkeit erfolgt in geringem Umfang, wenn die darauf entfallenden Umsätze in den letzten drei Jahren weniger als 10 % der gesamten Einnahmen ausmachten (BFH, Urt. v. 07.11.1991, BStBl II 1992, 457 und vom 29.10.1992, BStBl. II S. 182), vgl. H 18.3 (Veräußerung/1. Einzelunternehmen) EstH 2019.

Abweichend von der bisherigen Auffassung wird nunmehr ausgehend vom BFH-Beschluss v. 11.02.2020 – VIII B 131/19 bundeseinheitlich abgestimmt vertreten, dass die Hinzugewinnung neuer Mandanten/Patienten im Rahmen o.g. geringfügiger Tätigkeit für die Annahme einer begünstigten Veräußerung i.S.d. §§ 18 Abs. 3, 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG unschädlich ist.
	FinMin Sachsen-Anhalt v. 14.05.2020 – 45-S 2242-85

	Anhängiges Verfahren
	Stellt die Veräußerung eines Sauenbestands ohne landwirtschaftliche Flächen unter gleichzeitiger Verpachtung der für die Sauenhaltung erforderlichen Ställe eine Veräußerung des in der Gliederung des Unternehmens gesondert geführten Betriebs und damit eine nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen nach § 1 Abs. 1a UStG dar?
	Verfahren beim BFH anhängig (Az. V R 18/20 v. 20.10.2020), Vorinstanz FG Münster, Urt. v. 20.05.2020 – 15 K 1850/17-U, FG Münster, Newsletter 08/2020 v. 17.08.2020, 

	Rechtsprechung
	Zur Berücksichtigung von beschränkt abziehbaren Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer bei der Ermittlung des Aufgabegewinns
1. Für die Berechnung des Gewinns aus der Aufgabe einer freiberuflichen Tätigkeit gemäß § 18 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 16 Abs. 2 EStG ist der sich nach Abzug der AfA gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG ergebende Buchwert des häuslichen Arbeitszimmers auch dann maßgeblich, wenn die Abziehbarkeit der Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer während der Ausübung der freiberuflichen Tätigkeit gemäß § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG der Höhe nach beschränkt war. Eine Gewinnkorrektur im Hinblick auf den nicht abzugsfähigen Teil der AfA kommt nicht in Betracht. 

2. Die Besteuerung des Aufgabegewinns unter Berücksichtigung des um die nicht abziehbare AfA geminderten Buchwerts des häuslichen Arbeitszimmers verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG, insbesondere nicht gegen den Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, denn die bei der Berechnung des laufenden Gewinns verfassungsrechtlich zulässige Beschränkung des Betriebsausgabenabzugs gemäß § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG wird im Rahmen der Besteuerung der Betriebsaufgabe nicht vertieft, sondern lediglich nicht wieder rückgängig gemacht.
	BFH, Urt. v. 16.06.2020 – VIII R 15/17

	Rechtsprechung
	Begünstigte Schenkung von Sonderbetriebsvermögen

Bei der Übertragung einzelner Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsvermögens können die Begünstigungen nach §§ 13a, 13b ErbStG a.F. nur gewährt werden, wenn die Wirtschaftsgüter gleichzeitig mit dem Anteil an der Personengesellschaft übertragen werden.
	BFH, Urt. v. 17.06.2020 – II R 38/17

	Rechtsprechung
	Erbschaftsteuer – Verschonungsabschlag bei Insolvenz

Der Verschonungsabschlag für den Erwerb eines Anteils an einer KG fällt bei Veräußerung des Anteils, im Falle der Betriebsaufgabe oder bei der Veräußerung oder Entnahme wesentlicher Betriebsgrundlagen nachträglich (anteilig) weg. Die bloße Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der KG führt jedoch noch nicht zum anteiligen Wegfall des Verschonungsabschlags.
	BFH, Urt. v. 01.07.2020 – II R 19/18

	Rechtsprechung
	Schenkungsteuer bei Wohnsitz in Deutschland und Schweden

Hat ein Schenker seinen Lebensmittelpunkt in Deutschland und Schweden, kommt es für die Schenkungsteuer auf seinen Lebensmittelpunkt an – auch dann, wenn Schweden zum Zeitpunkt der Schenkung die Schenkungsteuer bereits abgeschafft hat.
	FG Baden-Württemberg, Urt. v. 05.08.2020 – 7 K 2777/18, 7 K 2778/18, 7 K 2779/18, PM v. 17.11.2020

	Rechtsprechung
	Eine teleologische Reduktion des § 13a Abs. 4 Satz 1 ErbStG a.F dahingehend, dass Vergütungen an Beschäftigte eines Betriebs in der Ausgangslohnsumme nicht anzusetzen sind, wenn diese nach dem Erwerb entsprechnd der ertragsteuerlichen Qualifikation keinen Arbeitslohn, sondern gewerbliche Einkünfte beziehen, ist nicht vorzunehmen. 
	FG Münster, Urt. v. 1.10.2020 – 3 K 2983/17. Rev. Zugelassen, nwb Onlie-Nachricht v. 18.11.2020

	Rechtsprechung
	Geleistete Anzahlungen gehören nicht zum Verwaltungsvermögen


	FG Münster, Urt. v. 22.10.2020 – 3 K 2699/17, Rev. zugelassen; Mitt. V. 16,11.2020; FG Münster, Newsletter 11/2020 v. 16.11.2020

	Rechtsprechung
	Grunderwerbsteuerfreier Erwerb von Miterben
Die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 3 GrEStG greift auch dann ein, wenn Miterben zunächst die Bildung von Bruchteilseigentum und in einem weiteren Schritt die Übertragung auf einen Miterben vereinbaren, wenn dieser unmittelbar Alleineingentümer wird. 
	FG Münster, Urt. v. 29.10.2020 – 8 K 809/18 GrE, FG Münster, Newsletter 11/2020 v. 16.11.2020

	Verwaltungsanweisung
	Fortführung der Unternehmenstätigkeit bei einer Geschäftsveräußerung im Ganzen (Änderung des Abschnitts 1.5 UStAE)
	BMF, Schr.v. 16.11.2020, III C 2-S 7100-b/19/10001:004


Zeitpunkt und Höhe des Veräußerungsgewinns bei variabler Kaufpreisgestaltung

Wegen der Niedrigzinsphase steigen die Unternehmenswerte teils in schwindelerregende Höhen. Hier lässt sich auch nicht alles mit überzogenen Vorstellungen des Veräußerers oder zu blauäugigen Vorstellungen des Nachfolgers „wegdiskutieren“. Einen ähnlichen Effekt hat die nicht auflösbare Ungewissheit in der Corona-Krise. Daher ist es sinnvoll, über Konzepte mit einer variablen Kaufpreisgestaltung nachzudenken, bei denen sich der endgültige Kaufpreis nach der zukünftigen Entwicklung und damit auch Leistungsfähigkeit richtet. 

	Verwaltungsanweisung
	Welche Auswirkung hat eine nachträgliche Änderung des Kaufpreises auf das Veräußerungsergebnis?

Für allgemein verbindlich erklärte BFH-Urteile: 

BFH, Urt. v. 09.04.2014 – I R 52/12, BStBl II, 861

BFH, Urt. v. 22.02.2010 – I R 58/10

BFH, Urt. v. 12.03.2014 – I R 55/13
	BMF-Schreiben v. 24.07.2015 – IV C 2 – S-2750-a/07/10002:002

	Rechtsprechung
	Tilgung der Kaufpreisverpflichtung eines Neugesellschafters aus künftigen Gewinnen der Gesellschaft:

Leitsatz:

1. Veräußerungsentgelt für die Übertragung eines Teilmitunternehmeranteils gemäß § 16 Abs. 2 EStG ist auch eine der Höhe nach feststehende Kaufpreisforderung, die der Neugesellschafter während des Bestehens der Gesellschaft durch Verzicht auf Teile des ihm nach dem allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssels zustehenden Gewinns zugunsten des Altgesellschafters oder bei vorzeitiger Beendigung der Gesellschaft im Rahmen einer Ratenzahlungsverpflichtung zu erfüllen hat.

2. Dem Neugesellschafter sind trotz des Verzichts Gewinne in Höhe des allgemeinen Gewinnverteilungsschlüssels zuzurechnen, da die Zuweisung höherer Gewinnanteile an den Altgesellschafter der unmittelbaren Zahlung der Entgelte außerhalb des Gesellschaftsvermögens gleichsteht. 
	BFH, Urt. v. 27.10.2015 – VIII R 47/12, BStBl II 2016, 600; für allgemein anwendbar erklärt durch BMF am 01.07.2016

	Rechtsprechung
	Anteilsveräußerung Körperschaftsteuer:

1. Die Steuerbefreiung nach § 8b Abs. 2 Satz 1 KStG umfasst auch eine nachträgliche, im zeitlichen Anwendungsbereich des Halbeinkünfteverfahrens eingetretene Wertänderung der Gegenleistung für den Verkauf von Anteilen, welcher dringlich noch im Geltungszeitraum des Anrechnungsverfahrens verwirklicht wurde (entgegen BMF-Schreiben v. 28.04.2003, BStBl I, 292, Rdnr. 64, und v. 13.03.2008, BStBl I, 506).

2. Eine „irrige“ Beurteilung i.S.v. § 174 Abs. 4 Satz 1 AO liegt vor, wenn sich die Beurteilung eines bestimmten Sachverhalts nachträglich als unrichtig erweist. Der Irrtum der Finanzbehörde kann sich sowohl auf das Steuerobjekt als auch auf das Steuersubjekt beziehen. Unerheblich ist, ob der Fehler in der Beurteilung des Sachverhalts im Tatsächlichen oder im Rechtlichen liegt. Nimmt das Finanzamt von seiner bisherigen Auffassung Abstand, ist diese Voraussetzung als erfüllt anzusehen.
	FG München, Urt. v. 25.04.2016 – 7 K 1364/14, rkr: Rev. BFH v. 18.11.2016 – I R 36/16 – als unzulässig verworfen wegen Fristversäumnis durch fehlgeschlagenen Postaustausch zwischen Behörden (BFH, Beschl. v. 06.06.2018)

	Rechtsprechung
	Steuerliche Berücksichtigung der Restschuldbefreiung

Eine durch Restschuldbefreiung entstandene Gewinnerhöhung ist nicht im Jahr der Restschuldbefreiung zu erfassen, sondern wirkt auf das Jahr der Betriebsaufgabe zurück.
	FG Münster, Urt. v. 21.07.2016 – 9 K 3457/15, rkr. durch Rücknahme der Rev.: BFH – IX R 30/16  

	Rechtsprechung
	Anteilsveräußerung Körperschaftsteuer:

Keine stichtagsbezogene Betrachtung auf den Veräußerungszeitpunkt in Fällen der gewinn- oder umsatzabhängigen Kaufpreisforderung: Auch im Rahmen von § 8b Abs. 2 Satz 1 und 2 KStG ist für Fälle der gewinn- oder umsatzabhängigen Kaufpreisforderungen auf die Realisation des Veräußerungsentgelts abzustellen. 

Leitsatz:

Die Rechtsprechung, nach der gewinn- oder umsatzabhängige Kaufpreisforderungen erst im Zeitpunkt ihrer Realisation zu einem Veräußerungsgewinn führen, gilt auch für Veräußerungsgewinne nach § 8b Abs. 2 KStG.
	FG Hamburg, Urt. v. 19.09.2016 – 6 K 67/15; bestätigt durch: BFH v. 19.02.2018 – I R 71/16; für allg. anwendbar erklärt durch BMF am 07.08.2019 

	Rechtsprechung
	Abzug von Refinanzierungszinsen für Gesellschafterdarlehen nach einem Forderungsverzicht gegen Besserungsschein

1. Ein Verzicht des Gesellschafters auf ein Gesellschafterdarlehen gegen Besserungsschein kann für Schuldzinsen, die auf ein Refinanzierungsdarlehen gezahlt werden, bis zum Eintritt des Besserungsfalls zu einem Wechsel des Veranlassungszusammenhangs der Aufwendungen hin zu den Beteiligungserträgen gem. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG führen. Ein Wechsel des Veranlassungszusammenhangs tritt insbesondere ein, wenn der Gesellschafter durch den Verzicht auf Zins- und Tilgungsansprüche aus dem Gesellschafterdarlehen die Eigenkapitalbildung und Ertragskraft der Gesellschaft stärken will.

2. Das Werbungskostenabzugsverbot des § 20 Abs. 9 Satz 1 zweiter Halbsatz EStG kommt für Aufwendungen die im Zusammenhang mit Kapitalerträgen aus einem Gesellschafterdarlehen (§ 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG) stehen, gem. § 32d Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 Buchst. b) Satz 1, Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 EStG grundsätzlich auch dann nicht zur Anwendung, wenn die geschuldeten Kapitalerträge von der Gesellschaft nicht gezahlt werden.

Auf Revision der Kläger wird das Urteil des FG Düsseldorf vom 24.05.2016 – 13 J 3369/14 E aufgehoben. Die Sache wird an das FG Düsseldorf zurückverwiesen.
	BFH, Urt. v. 24.10.2017, BStBl II 2019, 34, für allg. anwendbar erklärt BMF v. 04.12.2018.

	Rechtsprechung
	Änderung von Antrags- und Wahlrechten

Leitsatz:

1. Wird ein Mitunternehmeranteil gegen eine Leibrente veräußert, so hat der Steuerpflichtige die Wahl zwischen der sofortigen Versteuerung eines Veräußerungsgewinns nach den §§ 16, 34 EStG und einer nicht tarifbegünstigten Besteuerung der nachträglichen Betriebseinnahmen im Jahr des Zuflusses.

2. Das Wahlrecht besteht auch dann, wenn der Mitunternehmeranteil gegen wiederkehrende Bezüge und ein festes Entgelt veräußert wird. Es gilt auch für wiederkehrende Leistungen, die von dritter Seite im Zusammenhang mit der Veräußerung erbracht werden (z.B. Versicherungsgesellschaft).

3. Das Wahlrecht kann auch noch im Einspruchsverfahren gegen einen gem. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO geänderten steuererhöhenden Bescheid ausgeübt werden.

4. Die durch die Änderung des Wahlrechts bewirkte Anpassung muss sich im Änderungsrahmen des § 351 AO halten, setzt aber nicht voraus, dass der Steuerpflichtige die zusätzlich durch die Änderung eingetretene Beschwer nur angreifen kann, wenn die Änderung auf einem erstmals erfassten neuen Sachverhalt beruht.
	BFH v. 26.04.2018 – III R 12/17, BFH/NV 2019, 883

zur nachträglichen Ausübung von Wahlrechten vgl. auch Mustereinspruch bei DATEV-Lexinform, Dok-Nr. 0922342

	Rechtsprechung
	Grundsatz: Veräußerungsgewinnermittlung nach Bilanzierungsgrundsätzen

Die Grundsätze schienen bisher klar: Bei der Ermittlung von Veräußerungsgewinnen (oder -verlusten) ist auf den Zeitpunkt der Veräußerung nach den Grundsätzen des Bestandsvergleichs (§ 4 Abs. 1 EStG) oder durch Bilanzierung (§ 5 EStG) abzustellen. So steht es ausdrücklich in § 16 Abs. 2 Satz 2 EStG. Bei der Veräußerung von wesentlichen Beteiligungen an Kapitalgesellschaften i.S.d. § 17 EStG wurde das entsprechend gehandhabt, auch wenn § 17 Abs. 2 Satz 1 EStG eine „Gewinnermittlungsvorschrift eigener Art“ ist (BFH – VIII B 45/97, zitiert nach Weber-Grellet, in: Schmidt, EStG, 36. Aufl. 2017, § 17 Rdnr. 131 m.w.N.). Dies wurde jetzt vom Bundesfinanzhof mit Urteil vom 19.12.2018 – I R 71/16 für allgemein anwendbar erklärt und durch BMF-Schreiben vom 07.08.2019 bestätigt.
	BFH v. 19.12.2018 – I R 71/16; für allgemein anwendbar erklärt BMF v. 07.08.2019

	Verwaltungsanweisung
	Wahlrecht auf Zuflussbesteuerung: Bei Veräußerung gegen Rentenzahlungen oder Kaufpreisraten mit Versorgungscharakter über mehr als zehn Jahre kann wahlweise statt der Sofortbesteuerung des Barwerts die Versteuerung bei Zufluss gewählt werden. Das gilt nicht für gewinn- oder umsatzabhängige Zahlungen, für die zwingend die Zuflussbesteuerung gilt. Bei Wahl der Zuflussbesteuerung werden die Vergünstigungen für Veräußerungsgewinne (Freibetrag, begünstigter Steuersatz) nicht gewährt.
	R 16 Abs. 11 u. H 16 Abs. 11 EStR

	Rechtsprechung
	Rechtsfrage: Steht dem Veräußerer seines handwerklichen Betriebes gegen Zahlung einer lebenslangen Rente auch dann das Wahlrecht zur nachgelagerten Besteuerung der Renteneinnahmen zu, wenn ein an das private Einfamilienhaus angrenzendes Betriebsgebäude in das Privatvermögen überführt wird und es sich nur deshalb um eine Betriebsaufgabe und nicht um eine Betriebsveräußerung im Ganzen handelt?
	Schleswig-Holsteinisches FG vom 24.01.2020 4 K 28/18; BFH v. 2008.2020, X R 6/20 anhängiges Verfahren 


	Mögliche Steuerfallen bei Corona-bedingten Umschichtungen

	Rechtsprechung
	Erwerb in Abbruchabsicht im Wege vorweggenommener Erbfolge bei einer Mitunternehmerschaft

Leitsatz

1. Die Rechtsgrundsätze zur Behandlung von Abbruchkosten beim Erwerb eines Gebäudes in Abbruchabsicht gelten auch für den unentgeltlichen Erwerb eines Mitunternehmeranteils im Wege der vorweggenommenen Erbfolge.

2. § 6 Abs. 3 EStG bewirkt eine Rechtsnachfolge nur in einzelnen vom Gesetz ausdrücklich bestimmten Beziehungen, begründet aber keine umfassende „Fußstapfentheorie“. Die aus der Abbruchabsicht resultierende Qualifikation als Herstellungskosten des neuen Gebäudes bleibt von der in § 6 Abs. 3 EStG geregelten Buchwertfortführung unberührt.
	BFH v. 27.05.2020 - III R 17/19

	Rechtsprechung 
	Betriebsvermögen kann auch ohne Missbrauchsabsicht begünstigungsschädliches „junges Verwaltungsvermögen“ sein
Hat ein Betrieb binnen zweier Jahre vor einem Erbfall oder einer Schenkung Verwaltungsvermögen aus Eigenmitteln erworben oder umgeschichtet, fällt insoweit die erbschaft- und schenkungsteuerrechtliche Begünstigung des Betriebsvermögens fort. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) für Erbschaften und Schenkungen in den Jahren 2007 und 2010 bis 2012 mit fünf Urteilen vom 22.01.2020 (II R 8/18, II R 13/18, II R 18/18, II R 21/18 und II R 41/18) entschieden.
Hinweis zur aktuellen Rechtslage: 

Die Entscheidungen sind zu Rechtsvorschriften ergangen, die nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17.12.2014 (1 BvL 21/12) mit der Verfassung wegen Verstoßes gegen den Gleichheitssatz unvereinbar, aber bis zum 30.06.2016 weiter anzuwenden waren. Das anschließend in Kraft getretene Recht enthält zum Verwaltungsvermögen eine Reihe detaillierter Neuerungen.
	BFH, Urt. v. 22.01.2020 II R 8/18, II R 13/18, II R 18/18, II R 21/18 und II R 41/18; Quelle: BFH PM v. 13. August 2020 - Nummer 034/20
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